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Unterrichtung 20/377

der Landesregierung

Entwurf eines Gesetzes iiber die Anerkennung von Schulen des Gesundheits-
wesens und Einrichtungen der praktischen Ausbildung des Landes Schleswig-
Holstein (Gesundheitsschulanerkennungsgesetz — GeSchAG)

Die Landesregierung unterrichtet den Schleswig-Holsteinischen Landtag gemaf § 1
Abs. 1 Nr. 1 Parlamentsinformationsgesetz.

Federfihrend ist das Ministerium fiir Justiz und Gesundheit.

Zustandige Ausschusse: Sozialausschuss, Bildungsausschuss
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Frau Kristina Herbst, MdL

Dusternbrooker Weg 70

24105 Kiel

22. September 2026

Entwurf eines Gesetzes liber die Anerkennung von Schulen des
Gesundheitswesens und Einrichtungen der praktischen Ausbildung des Landes
Schleswig-Holstein (Gesundheitsschulanerkennungsgesetz — GeSchAG)

Sehr geehrte Frau Préasidentin,

anliegend Uibersende ich Ihnen den Entwurf eines Gesetzes Uber die Anerkennung von
Schulen des Gesundheitswesens und Einrichtungen der praktischen Ausbildung des
Landes Schleswig-Holstein (Gesundheitsschulanerkennungsgesetz — GeSchAG) gemal
§ 1Abs. 1 Nr. 1 Parlamentéinformationsgesetz zur Unterrichtung. Die Verbandsanhérung

wird in Kiirze eingeleitet.
Mit freundlichen GrufRRen

Ay tn 1 du Yedronn

Prof. Dr. Kerstin von der Decken

Anlage: Entwurf eines Gesetzes Uber die Anerkennung von Schulen des
Gesundheitswesens und Einrichtungen der praktischen Ausbildung des Landes
Schleswig-Holstein (Gesundheitsschulanerkennungsgesetz — GeSchAG)
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Gesetzentwurf

der Landesregierung - Ministerin fur Justiz und Gesundheit

Entwurf eines Gesetzes uber die Anerkennung von Schulen
des Gesundheitswesens und Einrichtungen der praktischen
Ausbildung des Landes Schleswig-Holstein (Gesundheits-
schulanerkennungsgesetz - GeSchAG)
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A. Problem

Die bundesgesetzlichen Regelungen zu den Ausbildungen in den Gesundheits-
fachberufen befinden sich in unterschiedlichen Stadien der Novellierung. Wah-
rend die Berufsgesetze fur die Ausbildungen zur Notfallsanitaterin oder zum
Notfallsanitater, Operationstechnischen Assistentin oder Assistenten, Anasthe-
sietechnischen Assistentin oder Assistenten sowie Medizinischen Technologin
oder Technologen novelliert und modernisiert wurden und detaillierte Vorgaben
des Bundesgesetzgebers an Qualifikation, Ausstattung und Lehrinhalte enthal-
ten, fehlen diese Anforderungen in den alteren Berufsgesetzen fiir Diatassisten-
tinnen oder Diatassistenten, Ergotherapeutinnen oder Ergotherapeuten, Logo-
padinnen oder Logopaden, Masseurinnen und medizinische Bademeisterinnen
oder Masseure und medizinische Bademeister, Orthoptistinnen oder Orthoptis-
ten sowie Physiotherapeutinnen oder Physiotherapeuten und Podologinnen
oder Podologen. Dies hat zur Folge, dass vor allem im Bereich der theoreti-
schen Ausbildung an den Gesundheitsfachschulen keine spezifischen bundes-
gesetzlichen Anforderungen an die Lehrkraftqualifikation, Schulleitungsqualifi-
kation, die raumliche Ausstattung oder die Ausgestaltung der Rahmenplane
normiert sind. Zur Sicherung der Ausbildungsqualitat ist dies jedoch dringend

erforderlich.

Da die Anforderungen an die Ausbildungsstatten in den Gesundheitsfachberu-
fen Eingriffe in die Berufsfreiheit nach Artikel 12 Absatz 1 des Grundgesetzes

darstellen, bedurfen sie einer landesgesetzlichen Rechtsgrundlage.

B. Losung

Mit diesem Gesetzentwurf wird der landesgesetzliche Rahmen geschaffen und
das fur Gesundheit zustandige Ministerium ermachtigt, durch Landesverord-
nung berufsspezifische Regelungen zur Anerkennung von Gesundheitsfach-
schulen zu schaffen. Hierzu zahlen insbesondere Regelungen zur Qualifikation
der Schulleitung und den eingesetzten hauptamtlichen Lehrkraften, zu den ein-
gesetzten externen Fachdozierenden, dem Verhaltnis von Schulplatzen zu
Lehrkraften, den fir die Ausbildung erforderlichen Raumlichkeiten und der Aus-

stattung der Schule, zur ausreichenden Anzahl an Platzen fur die Durchfuhrung
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der praktischen Ausbildung in den Einrichtungen der praktischen Ausbildung
und deren Uberwachung durch die Schulen sowie zum schulinternen Curricu-
lum.

. Alternativen

Keine.

. Kosten und Verwaltungsaufwand

1. Kosten

Keine.

2. Verwaltungsaufwand

Keiner.

. Auswirkungen auf die private Wirtschaft
Zur Sicherung der Ausbildungsqualitat sind die Anforderungen an private Aus-
bildungstrager und Schulen verhaltnismaRig und erforderlich.

. Nachhaltigkeit

Das Vorhaben hat positive Auswirkungen auf 'Gesundes Leben' und 'Bildung'.
Das Vorhaben hat keine direkten oder indirekten Auswirkungen auf die Treib-
hausgasemissionen.

. Landeriibergreifende Zusammenarbeit

Entfallt.

. Information des Landtages nach Artikel 28 der Landesverfassung
Die Unterrichtung des Landtags ist mit Schreiben der Ministerin fur Justiz und
Gesundheit vom ...... erfolgt.

. Federfiihrung

Die Federfuhrung liegt bei der Ministerin fur Justiz und Gesundheit.
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Entwurf eines Gesetzes iiber die Anerkennung von Schulen des Gesund-
heitswesens und Einrichtungen der praktischen Ausbildung des Landes

Schleswig-Holstein
(Gesundheitsschulanerkennungsgesetz — GeSchAG)
Vom
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:
§1
Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz regelt die staatliche Anerkennung von Schulen des Ge-
sundheitswesens und die Aufsicht Uber diese Schulen. Ausgenommen sind
Schulen, die im Bereich der Pflegeberufe im Sinne des Pflegeberufegesetzes
(PfIBG) vom 17. Juli 2017 (BGBI. | S. 2581), zuletzt gedndert durch Artikel 5
des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 371), des Pflege-
fachassistenzgesetzes (PfIFAssG) vom 28. Oktober 2025 (BGBI. 2025 |

Nr. 259) und der Pflegehilfeberufeverordnung (PfIHBVO) vom 1. Novem-

ber 2019 (GVOBI. Schl.-H. S. 484), zuletzt geandert durch Verordnung vom
6. Mai 2025 (GVOBI. Schl.-H. 2025/66), ausbilden.

(2) Schulen des Gesundheitswesens im Sinne des Absatz 1 dienen der Aus-

bildung zu folgenden Gesundheitsfachberufen:
1. Anasthesietechnische Assistentin und Anasthesietechnischer Assistent,
2. Diatassistentin und Diatassistent,
3. Ergotherapeutin und Ergotherapeut,
4. Logopadin und Logopade,

5. Masseurin und medizinische Bademeisterin und Masseur und medizini-

scher Bademeister,

6. Medizinische Technologin fur Funktionsdiagnostik und medizinischer

Technologe fur Funktionsdiagnostik,
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7. Medizinische Technologin fir Laboratoriumsanalytik und medizinischer

Technologe fur Laboratoriumsanalytik,

8. Medizinische Technologin fur Radiologie und medizinischer Technologe

fur Radiologie,
9. Notfallsanitaterin und Notfallsanitater,

10. Operationstechnische Assistentin und Operationstechnischer Assis-

tent,
11. Orthoptistin und Orthoptist,
12. Physiotherapeutin und Physiotherapeut und
13. Podologin und Podologe.

(3) Dieses Gesetz regelt die Anforderungen an die praktische Ausbildung in
Einrichtungen des Gesundheitswesens zu den in Absatz 2 genannten Beru-
fen. Ausgenommen sind Einrichtungen, in denen die praktische Ausbildung in

den Pflegeberufen gemal Absatz 1 Satz 2 durchgefuhrt wird.
§2

Staatliche Anerkennung der Schulen des Gesundheitswesens

(1) Eine Schule im Sinne dieses Gesetzes darf nur mit staatlicher Anerken-
nung der nach § 8 zustandigen Behdrde zu jeweils einem der in § 1 Absatz 2

genannten Berufe ausbilden und betrieben werden.

(2) Die staatliche Anerkennung ist von der zustandigen Behdrde nach § 8 auf
Antrag des Schultragers zu erteilen. Hierfur missen folgende Mindestanforde-

rungen erfullt sein:
1. die Schulleitung verfugt Uber einen Hochschulabschluss,

2. die im theoretischen und praktischen Unterricht eingesetzten hauptamt-
lichen Lehrkrafte verfugen uber eine ausreichende fachliche und pad-

agogische Qualifikation,

3. die Fachdozierenden mussen uber eine fachliche Qualifikation verfu-

gen, die geeignet ist, den Bildungsinhalt zu vermitteln,
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4. es ist im Verhaltnis zu den Ausbildungsplatzen eine ausreichende An-

zahl der Lehrkrafte vorhanden,
5. die erforderlichen Raumlichkeiten und Ausstattung sind vorhanden,

6. die ausreichende Anzahl und die Eignung der Platze fir die Durchfih-
rung der praktischen Ausbildung und deren Uberwachung durch die

Schulen des Gesundheitswesens wird nachgewiesen und

7. das schulinterne Curriculum, das dem jeweiligen Stand der padagogi-
schen und didaktischen Erkenntnisse entspricht, bietet die Gewahr da-

fur, dass das jeweilige Ausbildungsziel erreicht werden kann.

(3) Im Zuge der staatlichen Anerkennung legt die zustandige Behdrde zugleich
die Hochstzahl der Ausbildungsplatze fest. Die zustandige Behdrde kann die
Hochstzahl neu festlegen, wenn sich die der Anerkennung zugrundeliegenden

Voraussetzungen geandert haben.

(4) Die staatlich anerkannten Schulen des Gesundheitswesens haben der zu-
standigen Behorde Anderungen der fiir die staatliche Anerkennung maRgebli-
chen Tatsachen rechtzeitig vor Eintritt der Anderung schriftlich oder elektro-

nisch anzuzeigen.

§3
Anforderungen an Einrichtungen der praktischen Ausbildung

(1) Eine Einrichtung des Gesundheitswesens ist fur eine Kooperation mit einer
Schule nach § 1 Absatz 1 geeignet, wenn folgende landesrechtliche Anforde-

rungen an die praktische Ausbildung erfullt sind:

1. die fUr das Erreichen des Ausbildungsziels der praktischen Ausbildung
erforderlichen Behandlungen, Einsatze und sonstigen Mallnahmen im

erforderlichen Umfang stattfinden,

2. ein praktischer Ausbildungsplan vorliegt, der die erforderlichen Behand-

lungen, Einsatze und sonstigen MaRnahmen umfasst,

3. die zum Erreichen des Ausbildungsziels der praktischen Ausbildung

erforderliche raumliche und sachliche Ausstattung zur Verfiigung steht,
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4. Praxisanleitende mit der erforderlichen fachlichen, didaktischen und
padagogischen Qualifikation in ausreichender Anzahl zur Verfugung

stehen und

5. die raumliche Anwesenheit von Praxisanleitenden im erforderlichen

zeitlichen Umfang sichergestellt ist und

6. eine angemessene raumliche Erreichbarkeit der praktischen Einrich-

tung von der Schule gegeben ist.

(2) Als Einrichtung der praktischen Ausbildung gilt auch ein Verbund mehrerer
Einrichtungen, die sich vertraglich zur gemeinsamen Durchflhrung der Ausbil-
dung verpflichten. In diesem Fall missen die Voraussetzungen gemaf Ab-

satz 1 im Verbund erflllt sein.

(3) Die Einrichtung des Gesundheitswesens, in welcher die praktische Ausbil-
dung durchgefuhrt wird, hat auf Verlangen der zustandigen Behorde das Vor-

liegen der Voraussetzungen schriftlich oder elektronisch nachzuweisen.
§4
Riicknahme, Widerruf und Erloschen der staatlichen
Anerkennung als Schule des Gesundheitswesens

(1) Die staatliche Anerkennung nach § 2 Absatz 1 und 2 ist zurickzunehmen,
wenn die Voraussetzungen fur die staatliche Anerkennung im Zeitpunkt der
Erteilung nicht erfullt waren und die Voraussetzungen trotz Aufforderung der
zustandigen Behorde innerhalb einer angemessenen Frist nicht erflllt werden.

§ 116 Landesverwaltungsgesetz bleibt unberihrt.

(2) Die staatliche Anerkennung nach § 2 Absatz 1 und 2 ist zu widerrufen,
wenn nach ihrer Erteilung die Voraussetzungen fir die staatliche Anerkennung
entfallen sind und die Voraussetzungen trotz Aufforderung der zustandigen
Behorde innerhalb einer angemessenen Frist nicht erfullt werden. § 117 Lan-

desverwaltungsgesetz bleibt unberuhrt.

(3) Die staatliche Anerkennung nach § 2 Absatz 1 und 2 erlischt, wenn der

Schulbetrieb nicht innerhalb eines Jahres nach Erteilung der staatlichen Aner-
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kennung aufgenommen wird oder wenn die Schule langer als ein Jahr lang
nicht betrieben wird. In Ausnahmefallen kann die zustandige Behorde die Fris-

ten nach Satz 1 auf Antrag verlangern.

§5
Nachweis der Geeignetheit; Untersagung der praktischen Ausbildung

(1) Eine Einrichtung des Gesundheitswesens hat ihre Geeignetheit als Einrich-
tung der praktischen Ausbildung nach § 3 der zustandigen Behorde auf deren

Verlangen nachzuweisen.

(2) Die praktische Ausbildung kann einer Einrichtung untersagt werden, wenn
die Einrichtung nicht die erforderliche Geeignetheit nach § 3 aufweist oder ihre

Pflichten als Arbeitgeber und Ausbildungsbetrieb schuldhaft verletzt.

(3) Eine Untersagung nach Absatz 2 entbindet die Einrichtung der praktischen
Ausbildung nicht von ihren Ubrigen Pflichten als Arbeitgeber gegenuber den

Auszubildenden.

§6
Staatliche Aufsicht liber die Schulen des Gesundheitswesens

(1) Die staatlich anerkannten Schulen des Gesundheitswesens unterliegen der
staatlichen Aufsicht der zustandigen Behérde. Die Aufsicht umfasst die Uber-
wachung der Einhaltung der Vorschriften dieses Gesetzes und der aufgrund
dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen durch die staatlich anerkannten

Schulen des Gesundheitswesens.

(2) Die zustandige Behorde kann von der Schule des Gesundheitswesens je-
derzeit Informationen zu den fur die staatliche Anerkennung mafRgeblichen
Tatsachen anfordern und Einsicht in Schulunterlagen nehmen. Sie ist berech-
tigt, zur Uberprifung der fir die staatliche Anerkennung maRgeblichen Tatsa-
chen wahrend des Lehrbetriebs Schul- und Unterrichtsbesuche durchzufuh-
ren. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung nach Artikel 13 des

Grundgesetzes wird insoweit eingeschrankt.
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§7
Verordnungsermachtigung

Das flr Gesundheit zustandige Ministerium wird ermachtigt, zur Durchflhrung
dieses Gesetzes durch Rechtsverordnung nahere Bestimmungen zu den An-
forderungen an die Schulen des Gesundheitswesens nach § 2 Absatz 2 und
an die Einrichtungen der praktischen Ausbildung nach § 3 Absatz 1 sowie zum

Prifungsverfahren zu treffen.

§8
Zustandige Behorde

Zustandige Behdrde nach diesem Gesetz ist das Schleswig-Holsteinische In-
stitut fur Berufliche Bildung — Landesamt (SHIBB).

§9
Weitergeltung staatlicher Anerkennungen von Schulen; Bestandsschutz

(1) Eine einer Schule des Gesundheitswesens vor dem Inkrafttreten von der
zu diesem Zeitpunkt zustandigen Behorde erteilte staatliche Anerkennung
bleibt wirksam, soweit nicht durch oder aufgrund eines Bundesgesetzes Ab-

weichendes bestimmt ist.

(2) Sofern bundesrechtlich nicht anders geregelt, ist die Genehmigung oder
Anerkennung einer Schule nach Absatz 1 zurickzunehmen, wenn die Schule
der zustandigen Behdrde nicht bis zum 31. Dezember 2031 nachweist, dass
sie die genannten Voraussetzungen nach § 2 Absatz 2 fiir die staatliche Aner-
kennung erfullt. Abweichend hiervon kann das fur Gesundheit zustandige Mi-
nisterium zu den Anforderungen nach § 2 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 und 2

langere Ubergangsfristen in der Rechtsverordnung geman § 7 festlegen.

(3) Die Voraussetzungen des § 2 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 und 2 gelten fur
den Nachweis nach Absatz 2 als erflllt, wenn als Schulleitung oder Lehrkraft
Personen eingesetzt werden, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes als Schul-
leitung oder Lehrkraft an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Schule

des Gesundheitswesens rechtmalig tatig waren.
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§10
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkiindung in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkinden.

Kiel, den

Daniel Ginther

Ministerprasident

Dr. Dorit Stenke
Ministerin fur
Allgemeine und Berufliche Bildung,

Wissenschaft, Forschung und Kultur

Prof. Dr. Kerstin von der Decken

Ministerin fir Justiz und Gesundheit

-10 -
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Begriindung:
A: Allgemeiner Teil

Mit diesem Gesetz wird die landesgesetzliche Grundlage geschaffen, um Min-
destanforderungen an die Ausbildung an Schulen des Gesundheitswesens
und Einrichtungen der praktischen Ausbildung, die einen Eingriff in die Berufs-
freiheit nach Artikel 12 Absatz 1 Grundgesetz darstellen, durch die fur die
Schulanerkennung zustandige Behdrde stellen zu kdénnen. Daruber hinaus
wird das fur Gesundheit zustandige Ministerium ermachtigt, durch Verordnung
nahere Bestimmungen zur Anerkennung von Gesundheitsfachschulen zu tref-
fen. Hierzu zahlen insbesondere Regelungen zur Qualifikation der Schullei-
tung und den eingesetzten hauptamtlichen Lehrkraften, zu den eingesetzten
externen Fachdozierenden, dem Verhaltnis von Schulplatzen und Lehrkraften,
den fur die Ausbildung erforderlichen Raumlichkeiten und der Ausstattung der
Schule, zur ausreichenden Anzahl an Platzen fur die Durchfuhrung der prakti-
schen Ausbildung in den Einrichtungen der praktischen Ausbildung und deren

Uberwachung durch die Schulen sowie zum schulinternen Curriculum.

B. Besonderer Teil:

Zu § 1 (Geltungsbereich):

Absatz 1 bestimmt den Anwendungsbereich des Gesetzes. Ausgenommen
sind die Pflegeschulen, die aus gesetzessystematischen Grinden eigenstan-

dig geregelt sind.

Zur Klarstellung erfolgt in Absatz 2 eine Auflistung der den Anwendungsbe-

reich unterliegenden Gesundheitsfachberufe.

Absatz 3 hebt die Anforderungen an die praktische Ausbildung in den Einrich-
tungen des Gesundheitswesens als einen weiteren Schwerpunkt des Geset-
zes hervor. Ausgenommen sind hier die Einrichtungen der praktischen Ausbil-
dung in der Pflege, die aus gesetzessystematischen Grunden ebenfalls eigen-

standig geregelt sind.

-11 -
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Ziel dieses Gesetzes ist die Qualitatssicherung in den Ausbildungen der Ge-
sundheitsfachberufe. Die nahere Ausgestaltung der einzelnen Kriterien erfolgt

im Verordnungswege.
Zu § 2 (Staatliche Anerkennung der Schulen des Gesundheitswesens):

Absatz 1 legt fest, dass eine Schule, die zu einem der in § 1 Absatz 2 genann-
ten Berufe ausbildet, einer staatlichen Anerkennung bedarf. Dies entspricht
dem geltenden Bundesrecht. Der Begriff ,Schule” wird , anders als bei berufs-
bildenden Schulen, nicht als Ubergeordneter Sammelbegriff flr verschiedene
Ausbildungsgange verstanden. Vielmehr kann eine Schule nur fur einen der in
§ 1 Absatz 2 genannten Ausbildungsgange anerkannt werden. Es ist zwar
durchaus moglich, dass ein Schultrager mehrere ,,Schulen® unterhalt, er ben6-
tigt aber fur jeden seiner angebotenen Ausbildungsgange eine eigene staatli-
che Anerkennung der jeweiligen ,Schule®. Diese Struktur folgt der derzeit gan-
gigen Verwaltungspraxis und dem System auf Bundesebene, nach dem eine
staatliche Anerkennung in jedem einzelnen der Berufsgesetze vorgesehen ist.
Zudem ist diese Struktur erforderlich, um den individuellen Anforderungen der
jeweiligen Berufsausbildungen, beispielsweise bezuglich der Qualifikation der

Schulleitung, gerecht werden zu kénnen.

In Absatz 2 Satz 1 wird festgelegt, dass die Erteilung der staatlichen Anerken-
nung an das Vorliegen bestimmter Mindestvoraussetzungen geknupft ist. Die
Behorde wird dabei zur Erteilung verpflichtet, sofern alle Voraussetzungen
erfullt sind.

Auf Bundesebene gibt es vielfach Vorgaben zur Qualifikation von Leitungs-
kraften. Danach missen diese mindestens Uber eine Hochschulausbildung
verfugen. Dieses ist hier als Mindestanforderung in Nummer 1 festgelegt, da in
allen Ausbildungsgangen die Qualifikation der Leitungskrafte als essentieller

Bestandteil der Qualitatsentwicklung und -sicherung zu sehen ist.

Gerade im Bereich der Qualifikation der Lehrkrafte (Nummer 2) spiegelt sich
die Qualitat der Ausbildung, deren Sicherung mit diesem Gesetz angestrebt

wird, wider.

-12 -
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In den Ausbildungen der Gesundheitsfachberufe werden im Unterricht externe
Fachdozierende eingesetzt. Diese verfugen nach Nummer 3 Uber eine fachli-
che Qualifikation, die diese befahigt, die ihnen zugeteilten Unterrichtsinhalte
fachlich korrekt zu unterrichten. Die naheren Ausflihrungen, welche Qualifikati-
on als ausreichend angesehen wird, erfolgt berufsbezogen auf Verordnungs-

ebene.

Eine hohe Qualitat der Ausbildung setzt ein sinnvolles Verhaltnis der Anzahl
von Lehrkraften gegenluber der Anzahl von Schulerinnen und Schulern voraus
(Nummer 4). Da ein zweckmaRiges Verhaltnis je nach Ausbildungsgang vari-
ieren kann, wird durch die Aufnahme des Begriffs ,ausreichende Zahl“ eine
diesbezugliche Konkretisierungsmoglichkeit im Rahmen einer Verordnung er-

offnet.

Die Schulen mussen nach Nummer 5 die individuell erforderliche raumliche
und sachliche Ausstattung vorweisen. Es ist zu beachten, dass auch innerhalb
des schulischen Ausbildungsteils ein praktischer Unterricht erfolgt. Dadurch

gehen die Anforderungen haufig Uber gangige Unterrichtsutensilien hinaus.

Zur praktischen Ausbildung ist es erforderlich, mit geeigneten Einrichtungen
fur diesen Teilbereich zu kooperieren. Anforderungen an Einrichtungen der
praktischen Ausbildung finden sich in § 3 Absatz 1. Gleichzeitig wird durch die
Regelung dieses Aspekts in Nummer 6 als Voraussetzung fur die staatliche
Anerkennung die in den Berufsgesetzen verankerte Gesamtverantwortung der
Schulen fiur die Organisation des schulischen Unterrichts sowie der prakti-
schen Ausbildung aufgegriffen. Sofern keine geeigneten Kooperationseinrich-
tungen zur Verfugung stehen oder sich diese im Laufe der Ausbildung als un-
geeignet erweisen, ist die Schule im Rahmen der Gesamtverantwortung fir
die Ausbildung angehalten, diese Mangel, z.B. durch Finden von alternativen
geeigneten Kooperationspartnern zu beseitigen. Sofern dies nicht geschehen
oder mdglich ist, kann der Schule die staatliche Anerkennung aberkannt wer-
den (vgl. § 4).

Mit dem Nachweis eines schulinternen Curriculums (Nummer 7) belegt der

Trager der Schule, dass er inhaltlich und formal eine ordnungsgemafie Ausbil-
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dung gewahrleisten kann und die Erreichung des Ausbildungsziels gesichert

ist.

Absatz 3 regelt, dass die zustandige Behorde die Hochstzahl der Ausbildungs-
platze an der Schule des Gesundheitswesens im Zuge der staatlichen Aner-
kennung festgelegt und neu festlegen kann, wenn sich die der Anerkennung

zugrundeliegenden Voraussetzungen andern.

Absatz 4 regelt Inhalt, Zeitpunkt und Form der Informationspflicht Gber die flr

die staatliche Anerkennung relevanten Tatsachen.
Zu § 3 (Anforderungen an Einrichtungen der praktischen Ausbildung):

Absatz 1 bestimmt die Mindestvoraussetzungen, die an eine Einrichtung des
Gesundheitswesens bei Kooperation mit einer Schule zur Durchfihrung der
praktischen Ausbildung gestellt werden. Ausbildungsgangbezogene individuel-

le Detailregelungen legt die Verordnung fest.

Zur Erreichung des Ausbildungsziels ist es erforderlich, dass die Einrichtungen
der praktischen Ausbildung die Anzahl der durchzufuhrenden Behandlungen,
Einsatze oder sonstigen Malnahmen sicherstellen (Nummer 1) sowie einen
praktischen Ausbildungsplan erstellen und umsetzen (Nummer 2). Gleichzeitig
wird an dieser Stelle explizit auf das stets zugrundeliegende Prinzip der Er-
reichbarkeit des Ausbildungsziels hingewiesen. Der Grund der besonderen
Erwahnung liegt in den umfangreichen Vorgaben der meisten Ausbildungsver-
ordnungen (vgl. beispielsweise die Ausbildungs- und Prifungsverordnung fir
Orthoptistinnen und Orthoptisten oder die Ausbildungs- und Prifungsverord-
nung fur Diatassistentinnen und Diatassistenten) zum abzudeckenden Ausbil-
dungsinhalt. Es wird sichergestellt, dass die kooperierenden Einrichtungen der
praktischen Ausbildung alle zur Ausbildung erforderlichen Tatigkeitsbereiche

aufweisen.

Vergleichbar mit § 2 Absatz 2 Nummer 5 besteht auch fir Einrichtungen der
praktischen Ausbildung die Notwendigkeit, Mindestanforderungen bezlglich
der raumlichen und sachlichen Ausstattung, wie beispielsweise das Vorhalten

medizinischer Apparaturen, festzulegen (Nummer 3).
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Die Regelung in Nummer 4 ist entsprechend der Regelung in § 2 Absatz 2
Nummer 4 gefasst. Durch die Formulierung ,in ausreichender Anzahl® wird ein
sinnvolles Verhaltnis der Anzahl der Anleitenden gegenitber der Anzahl der
Schulerinnen und Schiler etabliert. Es ist zu beachten, dass es sich im Rah-
men der praktischen Ausbildung meist um Krafte handelt, die ihrer tblichen
Tatigkeit in der Einrichtung nachgehen und die Schilerinnen und Schuler bei
dieser einbeziehen. Insofern handelt es sich nicht um Lehrkrafte, sondern um
Anleiterinnen und Anleiter. Die ,fachliche Qualifikation“ ermdglicht, neben Vor-
gaben zu einem bestimmten Ausbildungsabschluss, auch eine entsprechende
Berufserfahrung. Die erganzend aufgefuhrten Merkmale ,didaktische und pad-
agogische Qualifikation“ beziehen sich nicht auf die rein fachliche Eignung und
dienen dazu, beispielsweise das Erfordernis einer Ausbilderbefahigung einzu-

fihren.

Zur Sicherung der Ausbildungsqualitat ist festzulegen, wie lange die Schulerin-
nen und Schuler eine Anleitung erhalten und ob wahrend der Ausbildungszeit
Ausnahmen diesbezuglich moglich sind. Im Regelfall wird die Anleitung wah-
rend der gesamten Ausbildung, auch in Urlaubs- oder Krankheitszeiten, ge-

wahrleistet (Nummer 5).

Nach Nummer 6 ist eine angemessene raumliche Erreichbarkeit der Einrich-
tungen sicherzustellen, um den Schilerinnen und Schilern die Fortsetzung
ihrer Ausbildung im praktischen Teil zu ermoglichen. Zudem ist eine konstruk-
tive Zusammenarbeit zwischen Schule und Einrichtung der praktischen Ausbil-

dung erforderlich, bei der eine entsprechende Erreichbarkeit notwendig ist.

Absatz 2 er6ffnet die Moglichkeit, die Voraussetzungen nach Absatz 1 auch im

Verbund mehrerer Einrichtungen oder Trager der Einrichtungen zu erfillen.

Absatz 3 legt fest, dass die Trager der praktischen Ausbildung ihre Geeignet-
heit nach § 3 zur Durchfiihrung von Teilen der praktischen Ausbildung gegen-

Uber der zustandigen Behorde auf deren Aufforderung nachweisen mussen.
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Zu § 4 (Riucknahme, Widerruf und Erléschen der staatlichen Anerken-

nung als Schule des Gesundheitswesens):

Mit dem vorliegenden Gesetz werden spezifischere Regelungen zum Wegfall
der staatlichen Anerkennung eingefuhrt. Dabei werden zugunsten der Rechts-
anwenderin oder des Rechtsanwenders zusatzliche Voraussetzungen nor-
miert, die die Verwaltung bei einer Ricknahme (Absatz 1) oder einem Wider-
ruf (Absatz 2) zu beachten hat. So wird eine verpflichtende vorherige Aufforde-
rung zur Mangelbeseitigung und die Einrdaumung einer Abhilfefrist seitens der

Behorde eingeflhrt.

Eine staatliche Anerkennung erlischt nach Absatz 3 automatisch, wenn die
Schule den Schulbetrieb ein Jahr nach erfolgter staatlicher Anerkennung nicht
aufnimmt oder mindestens ein Jahr lang eingestellt hat. Dadurch werden die
Schultrager auch ohne regelmaflige Aufsicht zum kontinuierlichen Betrieb der
Schule angehalten. Es liegt im Verantwortungsbereich des Schultragers, ob
dieser Zustand eintritt. Ein gesonderter Verwaltungsakt ist nicht erforderlich.
Gleichzeitig wird in Satz 2 die Moglichkeit der Verlangerung der Jahresfristen
eroffnet, um im Einzelfall etwaigen unvorhersehbaren Umstanden gerecht

werden zu konnen.

Zu § 5 (Nachweis der Geeignetheit; Untersagung der praktischen Ausbil-

dung):

Einrichtungen der praktischen Ausbildung haben ihre Geeignetheit nach Ab-
satz 1 auf Verlangen der zustandigen Behdrde nachzuweisen und sind somit

anlassbezogen zur Mitwirkung verpflichtet.

Nach Absatz 2 ist die Durchfihrung der Ausbildung durch den Trager der
praktischen Ausbildung insbesondere dann zu untersagen ist, wenn die Min-
destvoraussetzungen unter denen die Geeignetheit nachgewiesen wurde,
nicht mehr vorliegen. Des Weiteren ist die Ausbildung zu untersagen, wenn
der Trager der praktischen Ausbildung seine Pflichten schuldhaft verletzt. Zu
den Pflichten zahlen unter anderem die Durchfihrung der Ausbildung auf der
Grundlage des Ausbildungsplans, Sicherstellung der Erreichung der Ausbil-

dungsziele, die zu gewahrleistende Praxisanleitung, die Freistellung der Aus-
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zubildenden fir Ausbildungsveranstaltungen der Schule und die ausschliel3li-
che Ubertragung von Aufgaben, die dem Ausbildungszweck und dem Ausbil-

dungsstand entsprechen.

Die Untersagung der Ausbildung entbindet den Trager der praktischen Ausbil-
dung nicht von seinen arbeitsrechtlichen Pflichten, beispielsweise die weitere

Zahlung der Ausbildungsvergitung (Absatz 3).
Zu § 6 (Staatliche Aufsicht liber die Schulen des Gesundheitswesens):

Absatz 1 legt fest, dass die zustandige Behdrde, hier das Schleswig-Holsteini-
sche Institut fur berufliche Bildung — Landesamt (SHIBB) - Aufsicht Gber die
Einhaltung der Vorschriften des vorliegenden Gesetzes und der aufgrund die-
ses Gesetzs erlassenen Verordnungen fuhrt. Inhaltlich umfasst die Aufsichts-
flihrung vornehmlich die Uberpriifung, ob eine Schule ohne staatliche Aner-
kennung betrieben wird, ob die Voraussetzungen fur eine beantragte staatli-
che Anerkennung vorliegen oder ob bei Vorliegen einer staatlichen Anerken-
nung die entsprechenden Voraussetzungen auch weiterhin eingehalten wer-
den. Mittelbar wird Uber die Kooperationsverpflichtung der Schulen mit einer
geeigneten Einrichtung auch die Uberpriifungsméglichkeit der Einrichtungen

fur die praktische Ausbildung mit umfasst.

In Absatz 2 werden Malinahmen, die der Behérde zur Wahrnehmung der Auf-
sicht zur Verfigung stehen, aufgefihrt. In Satz 2 wird zudem das Recht einge-
raumt, Einblick in den laufenden Unterrichtsbetrieb zu nehmen. Insoweit wird
Artikel 13 Absatz 1 des Grundgesetzes gesetzlich eingeschrankt. Der Begriff
der Wohnung aus Artikel 13 Absatz 1 des Grundgesetzes wird in der Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichts weit ausgelegt. So werden auch
Arbeits-, Betriebs- und Geschaftsraume darunter gefasst, sofern die oder der
Einzelne sie zur Statte ihres oder seines Lebens und Wirkens gemacht hat.
Dies ware moglicherweise bei den Burozimmern der Leitungs- und Lehrkrafte
denkbar. Daher erfolgt in Satz 3 der nach Artikel 19 Absatz 1 Satz 2 des
Grundgesetzes geforderte gesetzliche Hinweis. Grundsatzlich sind gesetzliche
normierte Eingriffe aufgrund der geringeren Schutzwurdigkeit von Betriebs-

und Geschaftsraumen, abweichend von den strengen Vorgaben des Arti-
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kels 13 Absatz 7 des Grundgesetzes, unter Beachtung bestimmter Vorausset-
zungen moglich (vgl. dazu BVerfGE 32, 54, 75). So mussen beispielsweise die
Besichtigungen zu den Ublichen Betriebs- und Geschéaftszeiten stattfinden.

Ausgenommen sind aufgrund des moglichen engen Patientenbezuges diejeni-

gen Raumlichkeiten, in denen die praktische Ausbildung stattfindet.
Zu § 7 (Verordnungsermachtigung)

§ 7 ermachtigt das Ministerium flr Gesundheit mittels Verordnung individuelle
Detailregelungen zu den genannten Voraussetzungen festzulegen. Es wird
ausdrucklich auf § 2 Absatz 2 und § 3 Absatz 1 Bezug genommen. Daneben
sind aber auch andere Regelungstatbestande maoglich, wie z.B. Ausfihrungen

zu einer einheitlichen Gestaltung der staatlichen Abschlussprifungen.
Zu § 8 (Zustandige Behorde):

In § 8 wird das Schleswig-Holsteinische Institut fur berufliche Bildung - Landes-

amt (SHIBB) als zustandige Behorde festgelegt.

Zu § 9 (Weitergeltung staatlicher Anerkennungen von Schulen; Be-

standsschutz):

Absatz 1 regelt den Bestandsschutz von bereits staatlich anerkannten Schulen

vor Inkrafttreten des Gesetzes.

Absatz 2 regelt, dass Schulen des Gesundheitswesens, die in einem Beruf
nach § 1 Absatz 2 ausbilden, die in diesem Gesetz nach § 2 Absatz 2 und den
mittels Rechtsverordnung festgelegten Mindestvoraussetzungen zur staatli-
chen Anerkennung bis zum 31. Dezember 2031 erfullen mussen. Erfolgt dies
nicht, ist die staatliche Anerkennung durch die zustandige Behorde zurlickzu-
nehmen. In Satz 2 wird dem Umstand Rechnung getragen, dass das Erfullen
der Voraussetzungen zu den Lehrerqualifikationen eine Nachqualifikation von
Lehrkraften erfordern kann. Dieser Zeitraum der Nachqualifikation kann bei
der Abweichung von Satz 1 berucksichtigt werden. Durch das Einrichten die-
ser Ubergangsfrist, soll die Ausbildung wahrend des Zeitraums, der fir das
Erreichen der neu festgelegten Qualitatsstandards erforderlich ist, sicherge-

stellt werden.
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Far Lehrkrafte, die bereits vor dem Inkrafttretens dieses Gesetzes an einer
staatlich anerkannten Schulen des Gesundheitswesens tatig sind, gilt nach
Absatz 3 ein Bestandsschutz. Die Ubergangsregelung dient dem Schutz des
Vertrauens derjenigen Lehrkrafte und Schulleitungen, die bereits vor Inkrafttre-
ten der Neuregelung rechtmalig an einer staatlichen oder staatlich anerkann-
ten Schule tatig waren. Diese Personen sollen ihre bisherige Tatigkeit auch
dann fortflUhren kdnnen, wenn sie die neu eingefuhrten Qualitatsanforderun-
gen nicht vollstandig erflllen. Die Regelung tragt insbesondere dem Grund-
recht der Berufsfreiheit aus Artikel 12 Absatz 1 des Grundgesetzes sowie dem
Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit Rechnung. Die neuen Anforderungen gel-
ten grundsatzlich fur kinftig eingestellte Lehrkrafte und Schulleitungen. Da-
durch wird ein angemessener Ausgleich zwischen dem Ziel der Qualitatsent-
wicklung im Schulwesen und den schutzwirdigen Interessen des vorhande-

nen Personals erreicht.
Zu § 10 (Inkrafttreten):

Regelt das Inkrafttreten.
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Unterrichtung 20/377

der Landesregierung



Entwurf eines Gesetzes über die Anerkennung von Schulen des Gesundheitswesens und Einrichtungen der praktischen Ausbildung des Landes Schleswig-Holstein (Gesundheitsschulanerkennungsgesetz — GeSchAG)

Die Landesregierung unterrichtet den Schleswig-Holsteinischen Landtag gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 1 Parlamentsinformationsgesetz.

Federführend ist das Ministerium für Justiz und Gesundheit.

Zuständige Ausschüsse: Sozialausschuss, Bildungsausschuss





